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Zusammenfassung  

Im Zuge der kommunalen Wärmewende wird die Stilllegung bestehender Gasnetze bzw. von Teilen 
dieser diskutiert. In einzelnen Städten haben Gasnetzbetreiber bereits mögliche Zeitpunkte für 
diesen Schritt kommuniziert. Oft geht es dabei um Gebiete, in denen Fern- oder Nahwärmenetze 
ausgebaut oder errichtet werden sollen. Unklare Verantwortlichkeiten, Kostenverteilung, sowie 
politische und rechtliche Rahmenbedingungen, insbesondere die Gasnetzbetriebspflicht (§ 11 Abs. 
1 S. 1 EnWG 1 ), erschweren die Diskussionen und Planungsprozesse. Zudem besteht ein 
Interessenkonflikt zwischen Gasnetzbetreibern und den bestehenden Dekarbonisierungszielen. 
Kommunen geraten zunehmend unter Druck, trotz dieser Unsicherheiten transparent und 
verlässlich kommunizieren zu müssen.  

Fallstudien 

• Mannheims Energieversorger MVV hat angekündigt, sich bis 2035 aus dem Gasbetrieb 
zurückziehen zu wollen. Die Fallstudie zeigt, wie der Gasnetzbetreiber den Ausstieg planen 
und kommunizieren kann. Dabei stimmen sich Gasversorger, Stadtverwaltung und -politik 
eng miteinander ab. Trotzdem bleiben Unsicherheiten und Konflikte in städtischen Gremien 
und der Stadtgesellschaft bestehen. 

• Aufgrund des Rechtsrahmens in der Schweiz ist die Stadt Zürich in ihrem 
Handlungsspielraum freier als deutsche Kommunen und konnte über einen offiziellen 
Entscheid die Stilllegung städtischer Gasnetze in Fernwärmeausbaugebieten möglichst bis 
2040 verordnen. Die Fallstudie zeigt, wie Fernwärmeausbau und Gasstilllegung sinnvoll 
verknüpft werden können. 

Lösungsansätze  

Die Lösungsansätze für die Planung und Kommunikation von Gasnetzstilllegungen in Mannheim und 
Zürich decken sich stark. Ein gemeinsames, übergeordnetes Ziel zwischen Gasversorger, Stadtpolitik 
und -verwaltung schafft eine wichtige Grundlage für das weitere Vorgehen. Zudem braucht es regel-
mäßige Austauschformate auf verschiedenen Ebenen und ein gemeinsames 
Kommunikationskonzept. Frühzeitige Überlegungen zur gleichzeitigen Durchführung von 
Gasnetzstilllegungen,  Infrastrukturmaßnahmen und dem Ausbau thermischer Netze sowie das 
Antizipieren wirtschaftlicher und politischer Entwicklungen zur Kostensenkung zeigen sich als 
wichtige Standpfeiler der gemeinsamen strategischen Planung. Eine gelungene Kommunikation mit 
der Öffentlichkeit ist einheitlich, frühzeitig, nachvollziehbar, transparent und ehrlich. Sie erfolgt 
zielgruppenspezifisch und über eine Vielzahl an Formaten. Wichtiger Teil der 
Kommunikationsstrategie ist zudem die persönliche Kommunikation und individuelle Begleitung von 
besonders betroffenen und vulnerablen Personen. 

 

 

  

 
1Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84) geändert worden ist. 
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I. Beschreibung der Herausforderungen 
Die folgende Beschreibung wurde auf Grundlage von Literatur sowie Ergebnissen aus den 
Befragungen, Workshops und Interviews mit unseren Praxispartner:innen erstellt. 

Die Zukunft von Erdgas als Energieträger der Wärmeversorgung ist vor dem Hintergrund der 
Klimafolgen fossiler Energieträger umstritten (UBA, 2024, Interview Stadt in Schweiz; >100kE; 
Interview zivilgesellschaftliche Wärmewende-Expert:in A). Um den Zielen zur Emissions-
verminderung (§ 3 Abs. 2 KSG, § 1 S. 1 WPG) zu entsprechen, ist eine Stilllegung der Gasnetze, die 
nicht auf Wasserstoff oder Biogas bzw. -methan umgestellt werden, absehbar notwendig. Der 
Ausstieg aus der Erdgasnutzung und die schrittweise Stilllegung bestehender Gasnetze rücken damit 
zunehmend in den Fokus der energiepolitischen Diskussion (Schlund, 2025; BMWK, 2024; Herrmann 
et al., 2022). Im Handlungsbereich von Kommunen werden vor allem Gasverteilnetze hin zu 
Endverbrauchern diskutiert, die von regionalen Verteilnetzen und überregionalen Transportnetzen 
zu unterscheiden sind. Die Stilllegung von lokalen Gasverteilnetzen ist in zweifacher Hinsicht 
komplex. Erstens ist eine große Zahl von Endanschlüssen zu koordinieren, die unterschiedliche 
Zeitpläne für ein mögliches Versorgungsende haben. Zweitens sind lokale Verteilnetzbetreiber von 
den Zukunftsstrategien der regionalen und überregionalen Verteil- und Transportnetzbetreiber 
abhängig, die häufig als Alleinversorger auftreten. Somit stehen lokale Gasverteilnetzbetreiber und 
Kommunen in einer Position doppelter Abhängigkeit, die einerseits durch rechtliche Unsicherheiten 
und andererseits durch Herausforderungen bei der Kommunikation und Planung zur Zukunft von 
Gasnetzen erschwert wird. 
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1. Rechtliche Unsicherheiten 
Die EU-Richtlinie 2024/17882 (Teil des Gaspakets, siehe Einschub nächste Seite) gibt den rechtlichen 
Rahmen vor, um fossile Gasnetze geordnet stillzulegen bzw. auf Biogase oder Wasserstoff 
umzustellen. Die Umsetzung diese Richtlinie soll durch eine Novelle des Energiewirtschaftsgesetzes 
(EnWG-E) 3  erfolgen. Der entsprechende Gesetzesentwurf zur Änderung des Energiewirtschafts-
gesetzes vom April 2026 sieht mit den neu eingeführten Verteilernetzentwicklungsplänen (VNEP) ein 
Instrument vor, das zusammen mit dem Netzentwicklungsplan (NEP) bei der Regulierungsbehörde 
eingereicht wird. Es soll die zukünftige Entwicklung der Gas- und potenziellen Wasserstoffnetze 
festlegen (§§ 16b–16e EnWG-E). Während sich die bisherigen NEP auf Übertragungs- und 
Fernleitungsebene beziehen, wird mit den VNEP die Ebene der Versorgungsnetze eingebunden. Das 
Vorhandensein eines der genannten Pläne VNEP ist die rechtliche Voraussetzung für die mögliche 
Abtrennung eines bestehenden (§17l EnWG-E) oder Verweigerung eines neuen Anschlusses (§17 
Abs 2c EnWG-E). Der Gesetzesentwurf sieht jedoch nicht vor, dass im Fall der Außerbetriebnahme 
das Gasnetz pauschal zurückgebaut werden soll, vielmehr sollen Rückbauten grundsätzlich 
vermieden werden, außer zwingende Interessen, wie Umweltschutzauflagen, sprechen für den 
Rückbau (s. Gesetzesentwurf S. 4, 66). Die finale Ausgestaltung der Novelle nach dem 
parlamentarischen Verfahren soll grundlegende Voraussetzungen für die Stilllegung von Gasnetzen 
festlegen.   

Ein zweiter wichtiger Punkt ist die Schnittstelle zwischen kommunaler Wärmeplanung und 
möglichen Gasnetzstilllegungen. Nach § 28 Abs. 3 WPG 4  müssen Gasnetzbetreiber der 
planungsverantwortlichen Stelle mitteilen, wenn sie einen Entkoppelungsbeschluss gefasst oder 
eine Entscheidung über die Einschränkung/Einstellung der Gasversorgung in bestimmten Gebieten 
getroffen haben. Dies ist dann im Rahmen der Wärmeplanung zu berücksichtigen. Umgekehrt sieht 
§16d Abs. 1 der EnWG-Novelle vor, dass die erstellten Wärmepläne in den VNEP berücksichtigt 
werden sollen. Entsprechend ist der Fortgang des Gesetzgebungsprozesses für das Zusammenspiel 
von Wärmeplanung und Gasnetzplanung wichtig. 

In den Gesprächen mit den Praxispartner:innen des Projekts zeigte sich ein starker Wunsch nach 
Verlässlichkeit in Bezug auf den rechtlichen Rahmen (Interview Stadt HE-A; <100kE). Unseren 
Projektpartnern erschien es teilweise unsicher, wie die durch Erdgas bereitgestellte Energiemenge 
realistisch durch erneuerbare Energien und verfügbare Speichertechnologien ersetzt werden kann 
(Interview Stadtwerke HE-A). Trotz eines Rückgangs im Vergleich zu den 2010er Jahren wurden in 
Deutschland in den Jahren 2022-26 jeweils Energie im Umfang von über 800 TWh pro Jahr durch 
Erdgas bereitgestellt (Bundesnetzagentur, 2026). Insbesondere energieintensive Industrien und 
kritische Infrastrukturen wie Krankenhäuser blieben demnach trotz bestehender 
Wasserstoffplanungen vorerst auf eine gesicherte Gasversorgung angewiesen (Interview Stadtwerke 
HE-B). Hinzu kommt, dass die Betriebs- und Versorgungspflicht (§ 11 Abs. 1 S. 1 EnWG) die Betreiber 
von Gasnetzen bislang dazu verpflichtet, das Netz im Rahmen der Daseinsvorsorge zu betreiben 
(Meyer-Hetling & Bitzhöfer, 2023). 

 
2 Richtlinie (EU) 2024/1788 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 über 
gemeinsame Vorschriften für die Binnenmärkte für erneuerbares Gas, Erdgas und Wasserstoff, zur 
Änderung der Richtlinie (EU) 2023/1791 und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/73/EG (Neufassung). 
3 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes und weiterer 
energierechtlicher Vorschriften zur Umsetzung des Europäischen Gas- und Wasserstoff-
Binnenmarktpakets. Deutscher Bundestag Drucksache 21/5440, vom 20.04.2026. 
4  Wärmeplanungsgesetz vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394), das zuletzt durch Artikel 9 
des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert worden ist. 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/054/2105440.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/054/2105440.pdf
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Einschub: Vorgaben der EU-Gasbinnenmarktrichtlinie 
Im Jahr 2024 wurde das so genannte EU-Gaspaket mit der Gasbinnenmarktrichtlinie und 
-verordnung 5  beschlossen. Dieses schafft einen europäischen Rechtsrahmen, der die 
gemeinsamen Binnenmarktvorschriften für erneuerbare Gase, Erdgas und Wasserstoff 
aktualisiert. Diese Regelungen sollen unter anderem den Wechsel von Erdgas zu 
Wasserstoff und Biomethan erleichtern. 

Aus der Gasbinnenmarktrichtlinie (2024/1788) ergeben sich keine unmittelbaren Rechte 
oder Pflichten, sie muss dafür vom nationalen Gesetzgeber umgesetzt werden. Die 
Richtlinie zielt laut Erwägungsgrund 9 unter anderem darauf ab, einen Rechtsrahmen zu 
schaffen, der allen Marktteilnehmer:innen die Möglichkeit sowie Anreize dafür bietet, den 
Ausstieg aus fossilem Gas zu vollziehen und ihre Tätigkeiten so zu planen, dass 
Anbindeeffekte vermieden und ein schrittweiser und rechtzeitiger Ausstieg aus der 
Nutzung fossilen Gases gewährleistet wird. Das betrifft insbesondere die relevanten 
Industriesektoren und die Wärmeversorgung. Erwägungsgrund 88 besagt dabei, dass die 
Mitgliedstaaten sich für den schrittweisen Ausstieg aus der Nutzung von Erdgas 
entscheiden können. Dazu muss ein nationaler Regelungsrahmen geschaffen werden, der 
die Möglichkeit umfasst, Netznutzer:innen den Zugang zum Netz zu verweigern und ihren 
Netzanschluss zu trennen. Dies sollte hiernach möglich sein, wenn Infrastruktur im 
Einklang mit den Netzentwicklungsplänen auf Ebene der Fernleitung stillgelegt werden 
soll, oder wenn eine Stilllegung auf der Verteilungsebene vorgesehen ist. Im Falle der 
Stilllegungsentscheidung kann die Infrastruktur laut Erwägungsgrund 130 entweder 
permanent außer Betrieb genommen werden, indem sie ungenutzt gelassen oder 
abgebaut wird oder indem sie für andere Zwecke wie den Wasserstofftransport zur 
Verfügung gestellt wird. 

Gemäß Erwägungsgrund 136 sollte von Erdgasverteilernetzbetreibern verlangt werden, 
dass sie Pläne für die Netzstilllegung erarbeiten, wenn eine Verringerung der 
Gasnachfrage, die die Stilllegung von Erdgasverteilernetzen oder Teilen solcher Netze 
erfordert, zu erwarten ist. Art. 38 RL 2024/1788 regelt, unter welchen Voraussetzungen 
Netzbetreiber den Zugang an ein Gasnetz verweigern und den Anschluss trennen können. 
Das soll nach Abs. 4 auch durch die Mitgliedstaaten ermöglicht werden, um die Einhaltung 
der Umsetzung des Ziels der Klimaneutralität sicherzustellen, sofern ein entsprechender 
Plan dazu erstellt und gebilligt wurde und die zuständige nationale Behörde unterrichtet 
wurde. Nach Art. 39 Abs. 1 a) und Art. 44 RL 2024/1788 kann sich unter Umständen für 
die Gasnetzbetreiber auch eine Pflicht zur Stilllegung ergeben. Laut Art. 55 Abs. 1 RL 
2024/1788 soll die Gasnetzbetreiber die Pflicht treffen, einen zehnjährigen 
Netzentwicklungsplan vorzulegen, der gem. Art. 55 Abs. 2 c), e) RL 2024/1788 
Informationen über Infrastrukturen enthalten muss, die stillgelegt werden können oder 
müssen sowie einen Zeitplan darüber. Gemäß Art. 55 Abs. 7, UAbs. 2 b) RL 2024/1788 soll 
die Regulierungsbehörde unter bestimmten Voraussetzungen auch eine Stilllegung eines 
Fernleitungsnetzes oder Wasserstoffnetzes durch Dritte anordnen können. Die 
Mitgliedstaaten stellen gemäß Art. 57 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 RL 2024/1788 sicher, dass die 
Verteilernetzbetreiber Pläne für die Netzstilllegung erarbeiten, wenn eine Verringerung 
der Erdgasnachfrage, die die Stilllegung von Erdgasverteilernetzen oder Teilen solcher 
Netze erfordert, zu erwarten ist.  

 

 
5 s. Fußnote 2 und VO (EU) 2024/1789. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:32024L1788
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Auch die Entwicklung der Gaspreise bleibt ein Unsicherheitsfaktor. Aufgrund des 2028 einsetzenden 
Europäischen Emissionshandels für Gebäude und Verkehr (EU-ETS 2) werden steigende CO2-Preise 
und durch den Umstieg auf Wärmenetze und Wärmepumpen ein Absinken der Anschlusszahlen im 
Gasnetz erwartet. Daher rechnen einige unserer Praxispartner:innen in naher Zukunft mit 
ansteigenden Gasnetzentgelten, während die Höhe dieses Anstiegs aktuell nicht absehbar ist  
(Interview Stadt BW-A; >100kE; Interview Stadtwerke HE-B; Interview Stadt HE-A; <100kE; Interview 
Stadt BW-C; <100kE; Interview Stadtwerke in BW-A; Interview zivilgesellschaftliche Wärmewende-
Expert:in). Auch eine aktuelle Studie des Fraunhofer-Instituts IFAM (2025) im Auftrag des 
Umweltinstituts München legt dar, wie ein möglicher Nachfragerückgang zu stark ansteigenden 
Netzentgelten führt. Aufgrund des Klimaneutralitätsziels und der durch das Gebäudeenergiegesetz6 
(GEG) und das Wärmeplanungsgesetz angestoßenen Transformation des Wärmesektors geht die 
Studie bis 2045 von einer Nachfrage nach Gas von null aus (ebd., S. 14). Die Aufrechterhaltung des 
Netzbetriebs bei sinkender Nachfrage geht mit erwartbar hohen Kosten einher, die im Rahmen 
aktueller regulatorischer Bestimmungen vorrangig auf die bis zum Schluss verbleibenden 
Endkund:innen abgegeben werden könnten (ebd., S. 18f). 

Die Verteilung der Kosten einer möglichen Gasnetzstillegung bedarf noch einer rechtlichen und 
regulatorischen Klärung. So gibt es bislang keine eindeutige gesetzliche Regelung, in welcher Höhe 
die Kosten der Hausanschlussstilllegung von den Kund:innen getragen werden müssen. Gemäß § 9 
NDAV 7  sind Netzbetreiber berechtigt, von den Anschlussnehmer:innen die Erstattung der bei 
wirtschaftlich effizienter Betriebsführung notwendigen Kosten für die Änderung des Netzanschlusses 
zu verlangen, wenn sie eine „Änderung“ des Netzanschlusses durchführen. In seinem Urteil vom 
05.12.2025 hat das OLG Oldenburg jedoch entschieden, dass die Beklagte, die EWE Netz GmbH, als 
Gasnetzbetreiberin keine Kosten von Anschlussnehmer:innen im Fall der Gasnetzstilllegung 
verlangen darf, wenn sie selbst die Gasnetzstilllegung veranlasst hat. Klägerin war die 
Verbraucherzentrale NRW. Diese Auslegung von § 9 NDAV ist jedoch noch nicht rechtskräftig, der 
BGH wird als Revisionsinstanz letztinstanzlich entscheiden. Zudem sind Fälle, in denen 
Anschlussnehmer:innen eigenständig den Anschluss trennen wollen, hiervon nicht erfasst. Die 
Gasnetzbetreiber handhaben diese Fälle in der Praxis unterschiedlich. Während in der 
Vergangenheit viele Netzbetreiber hierunter auch die Anschlusstrennung und -stilllegung sowie den 
Rückbau subsumiert haben, haben andere Netzbetreiber keine Kostenerstattung von den 
Anschlussnehmer:innen verlangt (Wallraf & Trotte, 2025).  

Das Thema Kostenverteilung wirft Gerechtigkeitsfragen auf: Wenn die Gasnetzbetreiber, wie das 
genannte Urteil festlegt, bei Änderung des Anschlusses keine Kosten bei den Anschlussnehmern 
erheben dürfen, muss voraussichtlich die Allgemeinheit der verbleibenden Gaskund:innen diese 
tragen. Der Vorteil dieser Rechtsprechung besteht unserer Einschätzung nach darin, einen starken 
Anreiz für die Anschlussnehmer:innen zu schaffen, den eigenen Hausanschluss möglichst schnell 
vom Gas zu trennen bzw. zurückbauen zu lassen, um hohe Kosten für den Fall zu vermeiden, dass 
der Gasnetzbetreiber an anderen Netzabschnitten mit der Außerbetriebnahme beginnt. Der Nachteil 
liegt darin, dass je weniger Kunden verbleiben, desto weniger Schultern die Last der Kosten tragen - 
nicht nur für die Stilllegungsmaßnahmen, sondern auch die steigenden Netzentgelte. Möglich wäre 
es, durch eine Änderung des § 9 NDAV, die Kosten zu einem bestimmten, festgelegten Anteil den 
Anschlussnehmer:innen, die den Anschluss trennen wollen, aufzuerlegen und die übrigen Kosten auf 
die Gruppe der verbleibenden Anschlussnehmer:innen umzulegen. So besteht einerseits ein 

 
6 Gebäudeenergiegesetz (GEG) vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728), die zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 16. Oktober 2023 (BGBl. I S. 2807) geändert worden ist. 
7 Niederdruckanschlussverordnung vom 1. November 2006 (BGBl. I S. 2477, 2485), die zuletzt durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom 18. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 347) geändert worden ist. 

https://umweltinstitut.org/wp-content/uploads/2025/12/IFAM_Kurzgutachten_Gasnetzstilllegungsplanung_2025-12-05.pdf
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Anreizeffekt, sich frühzeitig vom Gasnetz zu trennen, andererseits kann die Lastenverteilung 
gerechter gestaltet werden. 

Eine weitere Möglichkeit ist, dass der Netzbetreiber Rücklagen für die Stilllegung der 
Haushaltsanschlüsse bildet und auf alle Netznutzer:innen umlegen kann, sodass sich die Belastung 
zeitlich und mengenmäßig verteilt. Dies legt die oben zitierte Studie des Fraunhofer Instituts IFAM 
(2025) nahe. Die Autor:innen appellieren basierend auf volkswirtschaftlichen Berechnungen für 
möglichst frühzeitige Gasnetzstilllegungspläne. Dadurch tritt die wahrscheinliche Erhöhung der 
Gasnetzentgelte früher ein, wenn noch relativ mehr Kund:innen am Gasnetz angeschlossen sind 
(IFAM 2025). Für einen stringenten Anreiz sollten demnach die Kosten für die Stilllegung der 
Hausanschlüsse nur zu einem geringen Anteil vom Haushalt selbst getragen werden, vor allem in 
Stilllegungsgebieten oder in Gebieten, die nicht über 2045 hinaus mit Gas versorgt werden (ebd.). 

2. Kommunikation und Planung auf kommunaler Ebene 
Kommunen kommt im Bereich des Erdgasausstiegs eine große Verantwortung zu. Mit Blick auf die 
erwartbaren Kosten sowohl für einen Weiterbetrieb als auch für eine Stilllegung von Gasnetzen stellt 
sich die Frage nach deren gerechter Verteilung zwischen Kommune, Endkund:innen und 
Netzbetreibern. Diese Kosten entstehen insbesondere in Netzen mit einer sinkenden Zahl an 
Anschlussnehmer:innen. Entsprechend wird die Belastung verbleibender Endkund:innen in 
verschiedenen Studien als außerordentlich hoch eingeschätzt (IFAM, 2025; Agora Energiewende, 
2023; Guidehouse et al., 2023). Teile dieser Kosten könnten durch soziale Unterstützungs-
maßnahmen letztlich bei den Kommunen anfallen. Auch regulatorisch stellt sich die Frage, wie mit 
einer Verteilung von Kosten der Wärmewende, also der Gasnetzstilllegung und dem Aufbau 
alternativer Wärmeversorgungsinfrastrukturen in Form von Wärme- und Stromnetzen, umgegangen 
wird (s.o.). Eine Wärmeexpertin in unserem Projektnetzwerk sieht es als Aufgabe der Kommune, 
frühzeitig vor möglichen Kostenfallen zu warnen. 

Diese Gemengelage bringt unsere kommunalen Partner:innen in die Lage, trotz eigener 
Unsicherheiten kommunizieren und auf Fragen der Bevölkerung möglichst sachgerecht reagieren zu 
müssen. In Gesprächen mit den Praxispartner:innen des Projekts zeigte sich, dass bislang fehlende 
Vorgaben zum zeitlichen Rahmen und zu den finanziellen Verantwortlichkeiten die Kommunikation 
zum Gasausstieg hemmten. 

Trotz der zukünftig wahrscheinlich ansteigenden Erdgaspreise fehle es in der Bevölkerung an 
Bewusstsein für die Tragweite dieser Entwicklung (Interview Stadtwerke in BW-A; Interview Stadt 
HE-A; <100kE).  

„Das ganze Bewusstsein dafür, was es eigentlich bedeutet, dass die klimaneutrale 
Wärmeversorgung eben ohne Gas stattfindet, das ist auch noch gar nicht angekommen. Also 
dass da wirklich 21 Millionen Haushalte von der Änderung betroffen sind.“ (Interview 
zivilgesellschaftliche Wärmewende-Expert:in) 

Dass auch Gasnetzbetreiber selbst unsicher sind, wie sie mit der aktuellen Situation zukünftig 
umgehen sollen, legt eine Umfrage des Verbands kommunaler Unternehmen e.V. (VKU) nahe. Hier 
gab knapp die Hälfte an, noch nicht zu wissen, was sie mit ihrem Gasnetz planen (VKU, 2025). Dabei 
ist herausfordernd, dass der Gasverkauf „heutzutage in vielen Kommunen einen bedeutenden 
Beitrag zum Haushalt“ ausmache (Interview zivilgesellschaftliche Wärmewende-Expert:in). Diese 
Einnahmen aus einem wachsenden Strom- oder Wärmenetzgeschäft zu ersetzen, ist nur sehr 
begrenzt möglich (ebd.). Trotzdem trifft rund ein Fünftel der befragten Kommunen die Aussage, das 
Gasnetz zukünftig stilllegen zu wollen (VKU, 2025). Erste Gasnetzbetreiber bereiten sich bereits vor, 
indem sie Rücklagen für Rückbauverpflichtungen bilden (Interview Stadt HE-A; <100kE). 

 

http://www.vku.de/presse/pressemitteilungen/vku-umfrage-zukunft-der-gasnetze-bei-46-prozent-der-stadtwerke-noch-offen
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Mit den Instrumenten der geplanten EnWG-Novelle (s.o.) sollen die europarechtlichen Vorgaben für 
den Gasausstieg übersetzt werden. Für die Planung und Kommunikation von Stilllegungen sieht § 17l 
EnWG-E sehr umfangreiche Benachrichtigungspflichten des Netzbetreibers gegenüber den 
Letztverbraucher:innen in Textform vor: mindestens 10 Jahre vor der geplanten Anschlusstrennung 
aufgrund des Netzentwicklungsplans Gas und Wasserstoff der Regulierungsbehörde oder 
Verteilernetzentwicklungsplans des Gasnetzbetreibers; mindestens 5 Jahre vor der geplanten 
Anschlusstrennung aufgrund eines von der Regulierungsbehörde bestätigten Netzentwicklungsplans 
Gas und Wasserstoff oder Verteilernetzentwicklungsplans; sowie jeweils zwei Jahre, sechs Monate, 
zwei Monate sowie zwei Wochen vor dem geplanten Termin zur Anschlusstrennung. Auch wenn 
diese Regelung einen Gewinn an Prozessklarheit bedeutet, besteht die Gefahr, die Umsetzung einer 
beschlossenen Gasnetzstilllegung in die Länge zu ziehen. 

II. Lösungsansätze 
Die folgenden Lösungsansätze und Handlungsoptionen wurden auf Grundlage von Interviews, 
Literatur sowie Ergebnissen aus den Befragungen unserer Praxis-partner: innen zusammengestellt. 

Das Forschungsfeld der Umwelt- und Energiepolitik beschäftigt sich mit dem Gasausstieg und der 
Stilllegung von Gasnetzen. Unter dem Begriff des „gas phase-out“ (Siddique et al., 2021; Trencher et 
al., 2022; Nicolletti et al., 2023) werden die Dekarbonisierung der Wärmeversorgung im 
Allgemeinen, die Reduktion der Gasnutzung in Haushalten und die Umstellung industrieller Prozesse 
diskutiert. Länder, in denen der „gas phase-out“ bereits fortgeschritten ist, sind die Niederlande mit 
Maßnahmen zur schrittweisen Abschaffung des Gasverbrauchs in Haushalten (Koster et al., 2022) 
und Dänemark mit dem per Gesetz beschlossenen Ende der Gas- und Ölförderung bis 2050 (Madsen 
et al., 2023). Als Erfolgsfaktoren werden eine frühzeitige Zielsetzung, transparente Kommunikation 
und das Verhandeln von Lösungsansätzen im Sinne einer „Just Transition“ betont, um stark erhöhte 
Gaspreise für verbleibende Endnutzer:innen zu vermeiden (Jenkins, 2023).  

In der deutschsprachigen Literatur werden vor allem die wirtschaftliche Machbarkeit und politische 
Rahmenbedingungen diskutiert. Insbesondere nicht-begutachtete Literatur (z. B. Abschlussberichte, 
Diskussionspapiere) beschäftigt sich mit kommunalen Umsetzungserfahrungen, Zielnetzplanung und 
der sozialen Absicherung von Privathaushalten (Consentec GmbH, 2024; Perch-Nielsen et al., 2024; 
Brosig, 2019). Viele Publikationen betonen die Notwendigkeit der Gasnetzstilllegung zur Erreichung 
der Klimaziele (Ahmels et al., 2021), dass Gasnetze in naher Zukunft aufgrund wirtschaftlicher 
Marktmechanismen nicht mehr rentabel sein werden (Buchmann et al., 2023; Siddique et al., 2021), 
und die ökonomischen Vorteile frühzeitigen Handelns (Braunger et al., 2024). Einige formulieren 
Politikempfehlungen zur Unterstützung der Kommunen oder EU-Länder bei der Stilllegung (Nicolletti 
et al., 2023; Braungardt et al., 2023; Kemfert & Rosenow, 2024).  

Im Folgenden stellen wir fünf zentrale Lösungsansätze für die diskutierten Herausforderungen vor, 
die sich aus der Literatur und aus Interviews mit unseren Praxispartner:innen ableiten.  
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1. Rechtliche Rahmenbedingungen 
Eine aktuell noch wichtige Regelung, die aber nach Plänen der aktuellen Regierung abgeschafft wird 
(CDU/CSU & SPD, 2026) ist das Verbot des Einbaus neuer Gasheizungen durch § 71 ff., GEG. Zudem 
bedeuten die oben diskutieren Vorgaben in der Novelle des Energiewirtschaftsgesetzes eine 
wesentliche Rahmensetzung für die Zukunft der Gasnetze. Zusätzlich können flexible 
Abschreibungsmodelle für Gasinfrastruktur wie die 2024 von der Bundesnetzagentur veröffentlichte 
Festlegung zur Anpassung von kalkulatorischen Nutzungsdauern und Abschreibungsmodalitäten von 
Erdgasleitungen (KANU 2.0) den Ausstieg erleichtern (Buchmann et al., 2023), indem die Kosten 
zeitlich verschoben und so auf möglichst viele Kunden verteilt werden (Bundesnetzagentur, 2025). 
Letztlich wird sich zeigen, wie der rechtliche Rahmen in Bezug auf das Energiewirtschaftsgesetz 
sowie Schnittstellen zum Wärmeplanungs- und dem geplanten Gebäudemodernisierungsgesetz 
gestaltet wird; und wie dieser in die künftige Gesetzgebung zur Außerbetriebnahme von Gasnetzen 
überführt wird. 

2. Strategische Planung 
Voraussetzung für die Stilllegung der Gasnetze ist eine umfangreiche und frühzeitige Planung des 
Gasausstiegs durch den Gasnetzbetreiber. Neben dem Netzentwicklungsplan sieht die anstehende 
EnWG-Novelle §16b-e das Instrument der Verteilernetzentwicklungspläne vor. Die gesetzliche 
Verantwortung für eine mögliche Gasnetzstilllegung liegt damit nicht bei der Kommune, sondern  
beim Gasnetzbetreiber. Eine detaillierte Zielnetzplanung, Berücksichtigung sozialer Aspekte und 
klare Zeitpläne für Stilllegungen sind erforderlich, um Kosten, Klimawirkung und gesellschaftliche 
Akzeptanz zu optimieren (Madsen et al., 2023; Jenkins, 2023; Buchmann et al., 2023).  

Die Stilllegung von Gasnetzen muss frühzeitig durchdacht und mithilfe von angemessenen 
Übergangsfristen geplant und kommuniziert werden - hier ist der Gasnetzbetreiber rechtlich an 
lange Fristen gebunden (§ 17l EnWG-E). Neubaugebiete sollten zukünftig direkt ohne Gasanschluss 
geplant werden. Hierfür sind die noch in nationales Recht umzusetzenden Vorgaben der EPBD zu 
den Nullemissionsgebäuden relevant. Hilfreich zum Einstieg in das Thema Zukunft Gasnetze kann die 
kostenlose Erstberatung der Landesenergieagentur sein (Interview Stadt HE-A; <100kE). 

3. Kombination mit dem Ausbau der Wärmeversorgung 
Die strategische Planung ist besonders dann wichtig, wenn Gasnetzstilllegungen in Verbindung mit 
dem Ausbau von Alternativen zu Gasnetzen geplant und durchgeführt werden. In der Literatur 
werden der Ausbau von Fern- und Nahwärmenetzen und die Nutzung industrieller Abwärme, von 
Bioenergie und die Elektrifizierung von Heizsystemen diskutiert (vgl. u.a. Siddique et al., 2021; 
Braunger et al., 2024; Nicolletti et al., 2023). In der kommunalen Praxis ist die Verzahnung mit der 
Gasnetzplanung mit der Wärmeplanung relevant. Bestehende Wärmeplanungen sollen nach §16d 
EnWG-E berücksichtigt werden. Eine Verzahnung hat nicht nur Vorteile in Bezug auf einen 
wirtschaftlich effizienten Übergang und die Versorgungssicherheit der Wärmeversorgung. Durch ein 
koordiniertes Vorgehen beim Ausbau können zudem doppelte Baustellenzeiten vermieden werden. 
Ein Anschluss- und Benutzungszwang in Gebieten, wo bereits flächendeckend Fernwärme liegt, kann 
den Umstieg beschleunigen, wird aber bislang nur zögerlich erlassen (Nicolletti et al., 2023; 
Braungardt et al., 2023) (Für Ergänzungen siehe Kurzstudie „Rechtliche Unverbindlichkeit“). 

4. Frühzeitige und klare Kommunikation 
Neben der finanziellen Absicherung ist eine frühzeitige, klare Kommunikation für die Akzeptanz von 
Gasnetzstillegungen bedeutend. Geeignete Kommunikationskonzepte umfassen digitale Karten über 
Netzausbau- und -stilllegungspläne, leicht verständliche Darstellungen und Hinweise zu Alternativen. 
Eine frühe Kommunikation hilft, den Ausbau paralleler Gas- und Wärmenetzstrukturen sowie 
Missverständnisse und Fehlinvestitionen in Gasheizungen zu vermeiden (Consentec GmbH, 2024; 
Nicolletti et al., 2023).  

https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-1_Rechtliche-Unverbindlichkeit.pdf
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5. Kosten und Sozialverträglichkeit 
Eine robuste Wärmeplanung setzt bezahlbare und wirtschaftlich tragfähige Ansätze für 
Energieversorger und deren Kund:innen voraus, um lokale Akzeptanz für eine geplanten Gasausstieg 
zu ermöglichen (Consentec GmbH, 2024; Siddique et al., 2021). Lösungsansätze sollten hier die 
Kosten der Stilllegung, die Kosten für den Ausbau von Wärmenetzen oder anderen Alternativen und 
die Abfederung der Kosten für die letzten Nutzer:innen von Gasnetzen adressieren. Dies erfordert 
eine frühzeitige Auseinandersetzung damit, wie eine gerechte Lastenverteilung für verschiedene 
Personengruppen und Akteure aussehen und besonders vulnerable Bevölkerungsgruppen geschützt 
werden können. Es wird eine einheitliche und faire Regelung benötigt, wie die Kosten der Stilllegung 
bzw. ggf. des Rückbaus möglichst viele Anschlussnehmer:innen verteilt und ggf. durch staatliche 
Programme unterstützt werden können. Ein Beiratsmitglied unseres Projekts schlägt dabei vor, 
Erhaltungsinvestitionen in zukünftigen Stilllegungsgebieten zu sparen. Hierfür könnten die 
vorgesehenen Fristen von 10 Jahren in den Verteilernetzplanungen hilfreich sein. Letztlich müssten 
doch die erwartbar hohen Gasnetzentgelte zum Ende der Nutzungszeit durch Rücklagen oder 
gezielte Unterstützungsleistungen abgefedert werden (IFAM, 2025; Agora Energiewende, 2023; 
Guidehouse et al., 2023). 

Für diese Kurzstudie wurden zwei Fallstudien ausgewertet. In Deutschland sticht Mannheim durch 
die klare Kommunikation eines Gasausstiegsziels bis 2035 hervor (Wehrmann, 2024). 
Praxispartner:innen des W-rob-Projektes nannten außerdem die Gasstrategie der Stadt Zürich als 
wichtiges Beispiel für die Verbindung des Gasausstiegs mit dem Fernwärmeausbau. Daher wurden 
Mannheim und Zürich für kurze, vertiefende Fallstudien ausgewählt. 

III. Vertiefende Fallstudien 

1. Fallstudie Mannheim 
Mannheims Gasnetzbetreiber MVV Energie AG (Stadt Mannheim: 50,1%; First Sentier Group: 
45,08%; Rest: Streubesitz) hat Ende 2024 die voraussichtliche Stilllegung seiner Gasnetze bis 2035 
angekündigt und damit eine kontroverse öffentliche Debatte ausgelöst. Einerseits gilt Mannheim 
damit als mutiges Vorbild im Umgang mit der fraglichen Zukunft von Erdgas in der Wärmeversorgung 
(Jan, 2024; CLIMATE KIC, 2024, Interview Mannheim 2). Andererseits wird die Zielsetzung stark 
kritisiert und emotional diskutiert (Hyun 2024). Damit werde in Mannheim ein Diskurs über die 
Zukunft der Gasnetze geführt, der vielen Kommunen bevorstehen dürfte (Interview Mannheim 1). 
Im Interview mit Vertretern der Mannheimer Stadtverwaltung werden politische und rechtliche 
Unsicherheiten als enorme Herausforderung deutlich. Widerstände aus der Bevölkerung werden 
zum Teil auf finanzielle Nöte und Ängste zurückgeführt und in Beteiligungsformaten aufgenommen. 
Außerdem ergebe sich ein erhöhter Kommunikationsbedarf in Gebieten, die nicht an das 
Fernwärmenetz angeschlossen werden oder deren Anschluss noch sehr lange braucht. 

Ausgangssituation 
Die MVV verfolgt das ambitionierte Ziel, bis 2035 klimapositiv zu werden (Interview Mannheim 2). 
Dafür setze das Unternehmen auf eine Strom- und Wärmewende (MVV, 2025a). Eine Grundlage 
dafür bildeten die „Dekarbonisierungsstrategien“ der kommunalen Wärmeplanung (Interview 
Mannheim 1). Ein weiterer, zentraler Baustein ist der perspektivische Rückzug der MVV aus dem 
Betrieb des Gasnetzes. Dieser kann durch die Wärmeplanung nicht vorgeschrieben werden, und 
erhält erst jetzt im laufenden Gesetzgebungsverfahren eine rechtliche Grundlage (s.o., für 
Ergänzungen siehe Kurzstudie „Rechtliche Unverbindlichkeit“). Mit der Priorität von Fernwärme und 
dezentralen Lösungen stimmten die Ziele von Kommune und MVV daher grundsätzlich überein. Der 
Konzessionsvertrag für das Mannheimer Gasnetz endet Ende 2034. 

https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-1_Rechtliche-Unverbindlichkeit.pdf
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Die Wasserstoff-Roadmap Baden-Württemberg sieht die Umstellung der baden-württembergischen 
Gasnetze auf Wasserstoff bis zum Jahr 2040 vor und setzt damit einen landespolitischen Zeitrahmen 
(Landesregierung Baden-Württemberg, 2023, S. 9; Senck, 2023). Danach würde der 
Transportnetzbetreiber Terranets BW kein Erdgas mehr für die städtischen Unternehmen liefern, 
was den zeitlichen Spielraum beschränkt (ebd.). Vertreter der Stadtverwaltung argumentieren im 
Interview, dass rechtliche Vorgaben und Markteffekte unabhängig vom lokalpolitischen Willen zu 
Gasnetzstilllegungen führen würden. Demnach habe Gas in Mannheim weder in zentralen noch 
dezentralen Gebieten eine Zukunft. Der Grund dafür sind die durch den 2028 einsetzenden 
Europäischen Emissionshandel für Gebäude und Verkehr (EU-ETS 2) steigenden CO2-Preise und 
höhere Netzentgelte bei erwartbar geringeren Anschlusszahlen: „Irgendwann explodieren die Preise 
dermaßen fundamental, dass das überhaupt nicht mehr tragbar ist“ (Interview Mannheim 1). Das 
MVV-Ziel eines Rückzugs aus dem Gasnetz bis 2035 erfolge daher aus eigenen wirtschaftlichen 
Interessen und dem „Schutz für die jetzt am Gasnetz Liegenden“ (ebd.).  Die Kommunikation eines 
Datums zum Gasausstieg in Mannheim sollte entsprechend dazu dienen, dass sich die Kund:innen 
frühzeitig auf die Umstellung einstellen können. 

Beteiligte Akteure und ihre Rollen im Prozess der Gasnetzstilllegung 
Die MVV Energie AG ist zentrale Akteurin der Umsetzung. Als Energieversorgerin und 
Netzbetreiberin verantwortet sie die zukünftige Stilllegung des Gasnetzes und treibt den Ausbau der 
Fernwärme voran. Sie arbeitet eng mit der Stadtverwaltung zusammen, bleibt jedoch in ihren 
Entscheidungen eigenständig (Interview Mannheim 1). Die Stadt Mannheim fungiert als Trägerin der 
Wärmeplanung und organisiert deren Umsetzung und Kommunikation. Sie informiert frühzeitig, 
unterstützt durch Förderprogramme. Der Gemeinderat erhält regelmäßige Berichte der MVV. 
Zivilgesellschaftliche Positionen zeigen sich in zwei gegensätzlichen Initiativen: Die 
Interessengemeinschaft Fernwärme Feudenheim-Nord fordert einen schnelleren Anschluss ihres 
Wohngebiets und treibt den Netzausbau mit voran, während die Pro-Gas-Initiative „Mannheim gibt 
Gas“ den Erhalt des Gasnetzes anstrebt (ebd).  

Umsetzung: Lösungsansätze 
Die im Interview angesprochenen Strategien decken sich mit den Vorschlägen aus der Literatur (s.o.). 
Auch wenn das ambitionierte Vorgehen der MVV kritische Reaktionen hervorruft (Interview 
Mannheim 2), hat das Vorgehen für viele Beobachter:innen Vorbildcharakter. Die Strategie führte 
demnach zu neuen Kooperationen, etwa mit dem Präsidenten des Forschungsinstituts Leibniz-
Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), der den Weg der MVV öffentlich ausdrücklich 
unterstütze (ebd.). Daher legen wir für jeden der Bereiche Zusammenarbeit zwischen 
Stadtverwaltung und Gasnetzbetreiber, Kommunikation, Kombination mit Fernwärmeausbau, 
Planung sowie Finanzierung und Sozialverträglichkeit das genaue Vorgehen und die angewendeten 
Strategien im Fall Mannheim dar.  

Zusammenarbeit von Stadtverwaltung und Gasnetzbetreiber 
Als zentraler Erfolgsfaktor der Wärmewende in Mannheim wird die enge, kontinuierliche 
Zusammenarbeit zwischen Stadt und MVV erwähnt (für Ergänzungen siehe Kurzstudie „Akteurs-
Orchestrierung und Zusammenarbeit mit Netzbetreibern“). Gemeinsam mit der Klimaschutzagentur 
(51% Stadt Mannheim, 40% MVV, 9% GBG Mannheimer Wohnungsbaugesellschaft) bilden MVV und 
Kommune die Lenkungsrunde zur Wärmeplanung. Darüber hinaus bestehen zahlreiche 
Austauschformate auf verschiedenen Ebenen: Dazu zählen monatliche Gespräche zwischen 
Stadtspitze und MVV-Vorständen, ein regelmäßiger Jour fixe auf operativer Ebene zwischen dem 
Leiter der MVV-Netzstrategie und dem Fachbereich Klima, Natur und Umwelt der Stadt sowie 
interne Abstimmungen zwischen Fachabteilungen beider Seiten. Ergänzend werden Workshops mit 
der Kommunalpolitik durchgeführt, um politische Entscheidungsträger:innen frühzeitig einzubinden 
(Interview Mannheim). 

https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-6_Akteurs-Orchestrierung-Zusammenarbeit-mit-Netzbetreibern.pdf
https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-6_Akteurs-Orchestrierung-Zusammenarbeit-mit-Netzbetreibern.pdf
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„Die Kooperation zwischen MVV und Stadt […] [war] noch nie so eng." (Interview  
Mannheim 1) 

Die Kooperation zeichne sich durch gemeinsame Zielvorstellungen und eine hohe Transparenz im 
Austausch aus, auch wenn nicht immer alle Meinungen übereinstimmten: „Wir haben nicht immer 
zu 100% gleiche Meinungen, aber wir haben ein völlig gleiches Zielbild und dieses Zielbild ermöglicht 
es, gemeinsam strukturiert weiterzukommen“ (Interview Mannheim 1). Durch die kontinuierliche 
Kommunikation zwischen Verwaltung und Stadtwerken könnten potenzielle Konflikte früh erkannt 
und abgestimmt werden. Strategisch wird in der Zusammenarbeit daher auf gegenseitige 
Abstimmung und Konsens „über alle Dienststellen hinweg“ gesetzt. Klare Rollen und die genaue 
Bestimmung hoheitlicher Aufgaben ermöglichen eine strukturierte Umsetzung. 

Kombination mit Fernwärmeausbau 
Die enge Abstimmung von Fernwärmeausbau und Gasnetzstilllegung ist ein weiteres Element der 
Mannheimer Strategie. Doppelstrukturen aus Fernwärme- und Gasnetz seien langfristig weder 
volkswirtschaftlich noch für die einzelnen Anschlussnehmer:innen tragfähig. Deshalb soll das 
Fernwärmenetz massiv erweitert und das Gasnetz anschließend abschnittsweise und zeitlich 
gestaffelt stillgelegt werden (Interview Mannheim 1). Dieses Vorgehen ermöglicht es, Belastungen 
durch steigende Netzentgelte zu vermeiden und den Übergang für Haushalte und Unternehmen 
möglichst effizient zu gestalten. Aufgrund des „guten Rufs der MVV“ bestehe eine „sehr, sehr große 
Nachfrage nach Fernwärme“ (ebd.). Entsprechend richte sich die öffentliche Diskussion beim Thema 
Gasausstieg stark auf die Perspektive des Fernwärmeanschlusses (ebd.). 

Strategische Planung 
Ein wesentlicher Erfolgsfaktor in Mannheim ist das strategische, planvolle Vorgehen im Prozess der 
Wärmeplanung. Dies bezieht sich in Mannheim vor allem auf Fragen der Einbeziehung von Akteuren 
und die Kommunikation der Vorhaben. Von Beginn an wurden politische Workshops, 
Bürgerveranstaltungen, Lenkungskreise und Spitzengespräche eingesetzt, um relevante Akteure 
gezielt zum richtigen Zeitpunkt einzubinden (Interview Mannheim 1). Aus den Erfahrungen leitet sich 
die Erkenntnis ab, dass frühes Handeln entscheidend sei, da spätere Schritte größere Widerstände 
hervorrufen könnten (ebd.). Parallel wurden Instrumente wie der gebäudescharfe 
„Verfügbarkeitscheck“ für Fernwärmeanschlüsse entwickelt, um Entscheidungen auf einer klaren 
Datengrundlage vorzubereiten (ebd.). Auf rechtliche und ökonomische Rahmenbedingungen wird 
mit vorausschauender Planung reagiert, etwa durch das Antizipieren der Umsetzung der EU-
Gasbinnenmarktrichtlinie und durch abschnittsweise Stilllegungspläne für das Gasnetz, die mit dem 
Ausbau der Fernwärme abgestimmt werden, um Belastungen für Haushalte und Unternehmen zu 
minimieren (ebd.). 

Kommunikationsstrategie 
Die enge Abstimmung zwischen Stadt Mannheim und MVV erstreckt sich auch auf die externe 
Kommunikation. Beide Partner verfolgten eine enge, strategisch abgestimmte Kommunikations-
politik, um die Akzeptanz der Maßnahmen zu fördern und Unsicherheiten frühzeitig zu adressieren.  
Wie Tabelle 1 (unten) zeigt, werden unterschiedliche Gruppen zielgerichtet angesprochen: 
Privathaushalte erhalten Informationen zu Anschlussmöglichkeiten und dezentralen Lösungen, 
wobei finanzielle Sorgen explizit aufgegriffen werden. Zivilgesellschaftliche Initiativen werden in 
regelmäßige Dialoge einbezogen und Unternehmen erhalten eine spezifische Beratung zu 
Anschlussfragen oder zur Nutzung von Prozesswärme, etwa über gemeinsame Veranstaltungen mit 
der IHK und der MVV. Gemeinsam mit der Interessengemeinschaft Fernwärme Feudenheim-Nord 
konnten die Stadt und die MVV eine Lösung zum frühzeitigeren Anschluss an das Wärmenetz im 
Stadtteil Feudenheim entwickeln (Interview Mannheim).   
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Kategorie Formate/ 
Instrumente 

Akteure Zielgruppe 

Bürgerbeteiligung Bürgerforen, Kick-Off-
Veranstaltungen, 
schriftliche 
Stellungnahmen 

Stadt, MVV, 
Klimaschutzagentur, 
Handwerk, Banken 

Bürger:innen/ 
Haushalte 

Unternehmens-
kommunikation 

IHK-Veranstaltungen, 
individuelle Beratung 

Stadt, MVV, IHK Kleine und große 
Unternehmen 

Digitale Information Verfügbarkeitschecks, 
FAQ, Info-Webseiten 

MVV, 
Klimaschutzagentur 

Öffentlichkeit 

Beratung/ 
Unterstützung 

Kostenlose Energie-
beratung, MVV-
Kundenforen 

MVV, 
Klimaschutzagentur 

Bürger:innen/ 
Haushalte, 
Unternehmen 

Netzwerk/ Schulung Wärmewende-
Akademie 

Stadt, MVV, 
Klimaschutzagentur, 
Handwerk,  

Bürger:innen/ 
Haushalte, 
Handwerksbetriebe 

Politische 
Entscheider:innen 

Politische Workshops, 
Bürger:innen-
veranstaltungen, 
Lenkungskreise und 
Spitzengespräche  

Stadt, MVV Mitglieder im 
Gemeinderat, 
Leitung der 
Fachabteilungen in 
Verwaltung, tw. 
Mitarbeiter:innen 

Tabelle 1: Kommunikationsstrategien von Stadt Mannheim und MVV. Quelle: Eigene Darstellung 
basierend auf Interviews in Mannheim. 

Für die Ansprache wird eine Vielzahl von Formaten genutzt: Bürgerveranstaltungen in Kooperation 
mit Banken und Handwerksbetrieben, schriftliche Stellungnahmen, Informationswebseiten, ein 
Online-Verfügbarkeitscheck sowie die Schulungs- und Informationsplattform „Wärmewende 
Akademie“. Diese förderten Vernetzung, gemeinsame Lösungen und die Nachvollziehbarkeit der 
Planungen und Maßnahmen (Interview Mannheim; Stadt Mannheim, 2025; MVV, 2024; MVV, 
2025b). Ergänzend flankieren Angebote der Klimaschutzagentur, wie kostenlose Energieberatung 
und individuelle Unterstützung bei Heizungsentscheidungen, die kommunale Kommunikation (MVV, 
2025b; Klimaschutzagentur Mannheim, 2025; Interview Mannheim). Nach der Beschlussfassung des 
Wärmeplans im März 2024 intensivierten Stadt und MVV die Öffentlichkeitsarbeit: Bisher fanden 18 
Bürgerveranstaltungen in fast allen Stadtteilen mit je etwa 50 Teilnehmenden statt (ebd.). 

Die Kommunikation erfolgte nach klaren Prinzipien: „konsistent, transparent, ehrlich und frühzeitig“ 
(Interview Mannheim 1). Ein einheitliches Auftreten von Stadt, MVV und weiteren Akteuren sollte 
die Glaubwürdigkeit stärken. Dieses gemeinsame Auftreten stütze sich auf das Leitbild „maximale 
Transparenz“, „Ehrlichkeit“ und Kommunikation „zu der Millisekunde, wo etwas klar [ist]“ (ebd.). Für 
die Stadt Mannheim bedeute dies, so offen zu kommunizieren, wie es rechtlich möglich ist. Da sie 
die Bürger:innen jedoch so früh wie möglich vor hohen Kosten warnen und auf ein Ende der 
Gasversorgung vorbereiten wolle, ergebe sich eine „schwierige kommunikative Waage“, die 
gehalten werden müsse. Die angewendete Strategie wird als „maximale Konkretisierung zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt“ beschrieben (ebd.). 

https://www.waermewende-akademie.de/
https://www.waermewende-akademie.de/
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Der Beginn der Kommunikation über ein Ende der Gasversorgung verlief jedoch holprig. Zuerst 
führte ein „unkoordinierter Start“ der Kampagne über eine Andeutung in einer Stadtteilzeit zu vielen 
offenen Fragen bei den Bürger:innen. Darauf habe die MVV öffentlich über den geplanten 
Gasausstieg informiert. Doch insbesondere Darlegung der Beweggründe auf verschiedenen 
Bürgerveranstaltungen zeige, dass eine transparente Begründung kritische Stimmen „abfangen“ und 
Akzeptanz erhöhen kann. Aus Sicht der Interviewten ist diese Vorgehensweise ein zentraler 
Erfolgsfaktor: Durch die Kombination aus frühzeitiger, ehrlicher, zielgruppenspezifischer Ansprache, 
Vielfalt der Formate und flankierender Beratung werde die komplexe Umstellung der 
Energieversorgung nachvollziehbar und die Akzeptanz der Wärmewende gestärkt (ebd.). 

Kosten und Sozialverträglichkeit 
In Bezug auf die Kosten und Sozialverträglichkeit eines Gasausstiegs verfolgt die Stadt Mannheim 
zwei Strategien: Erstens wird die kommunale Infrastrukturplanung eng mit der Anschlussstrategie 
der Stadtwerke abgestimmt. Dies betrifft sowohl anstehende Infrastrukturmaßnahmen wie den 
Straßenbau als auch den Fernwärmeausbau, wobei doppelte Netzinfrastrukturen vermieden und 
somit die Netzentgelte für Haushalte und Unternehmen möglichst geringgehalten werden sollen 
(Interview Mannheim 1). Durch das eigene, zielgerichtete Vorgehen möchte man vermeiden, dass 
die Bürgerschaft von den Marktentwicklungen überrascht wird, und „lieber den Markt so begleiten, 
dass es […] sozial verträglich ist für Härtefälle“ (ebd.). Zweitens sind entsprechend lokale 
Förderprogramme, wie für den Fernwärmeanschluss oder den Einbau von Wärmepumpen, 
eingerichtet, um gezielt Anreize zu setzen und Übergänge finanziell abzufedern (ebd.). 

Zudem berücksichtige die Stadtverwaltung die Positionen der Bürgerschaft und nehme deren 
politischen Willen ernst. So werde auch anerkannt, dass bei einigen Personen persönliche Ängste 
und Nöte hinter einer Positionierung für eine zukünftige Gasversorgung stehen (z. B. Bedarf an 
bezahlbaren Lösungen für neue Heizungen oder Unsicherheit über die Möglichkeit für einen 
Fernwärmeanschluss). Dies macht eine differenzierte Ansprache notwendig und unterstreicht, dass 
soziale Verträglichkeit und gezielte Bürgerbeteiligung zentrale Elemente der Umsetzung sind. So 
wird auch die Pro-Gas-Initiative „Mannheim gibt Gas“ differenziert betrachtet und gezielt über 
Dialogformate eingebunden. Die Einbindung der Bürgerschaft und lokaler Initiativen schafft 
Akzeptanz und fördert die Partizipation, beispielsweise indem Bürgerinitiativen durch 
Anwohner:innengespräche beim Erreichen der Mindestanschlussquoten in Quartieren unterstützen 
(ebd.). Durch die Kombination aus finanzieller Absicherung, geordnetem Netzausbau, 
sozialverträglicher Umsetzung und aktiver Bürgerbeteiligung wird die Wärmewende in Mannheim 
möglichst sozialverträglich und transparent gestaltet. 

 

2. Fallstudie Zürich 
In der Schweiz wurden bereits in mehreren Städten Gasstilllegungspläne verabschiedet, die nun in 
die Umsetzung gehen. Die Stadt Zürich verfolgt dabei einer der ambitioniertesten 
Wärmetransformationsstrategien des Landes. In den 2020er Jahren wurden in gesetzgeberischen 
Prozessen verschiedene ineinander greifende Ziele beschlossen. Dazu zählen eine klimaneutrale 
Stadtverwaltung („netto null“) bis 2035, Klimaneutralität bis 2040 für die Gesamtstadt und die 
Stilllegung der Gasnetze ebenfalls bis 2040. Entsprechend stellen wir die Entwicklung und Umsetzung 
der Gasstrategie hier als Fallstudie vor. 

In einem Gespräch hat eine Verantwortliche der Stadtverwaltung (in der Schweiz: „Stadtrat“) die 
Gasnetzstilllegung „eine sehr einschneidende Maßnahme“ bezeichnet (Interview Zürich). 
Wesentliche Voraussetzung für die Züricher Wärmewende war „das Schaffen von gesetzlichen, 
finanziellen und organisatorischen Rahmenbedingungen in kurzer Zeit“ (ebd.), was als große, wenn 
auch überwundene Herausforderung bezeichnet wurde. In der Umsetzung bestehen hingegen 
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weiterhin Herausforderungen organisatorischer, finanzieller und technischer Art. Die ersten beiden 
beziehen sich unter anderem auf die Umstellung von Gebäuden unter Denkmalschutz oder mit 
Etagenheizungen (Schweiz: „Stockheizungen“). Technisch sei die die klimaneutrale Versorgung im 
bei Spitzenlasten herausfordernd (ebd.). Auch die Umstellung der Versorgung der Liegenschaften 
der Stadt auf erneuerbare Energien bis 2035 wird weiterhin als Herausforderung gesehen (ebd.). Die 
zeitnahe Abstimmung zwischen allen Dienstabteilungen der Stadt war zu Beginn des Prozesses eine 
weitere Herausforderung. Im Umgang mit diesen Herausforderungen wurden neben einer 
rechtlichen Absicherung ebenfalls auf die Koordination wichtiger Akteure und den Dialog mit der 
Öffentlichkeit gesetzt. 

Veränderung der Ausgangssituation 
Wie beschrieben wurden in Zürich in den letzten Jahren Beschlüsse gefasst, die den rechtlichen 
Rahmen für die lokale Energie- und Klimapolitik und damit auch für die Stilllegung der Gasnetze 
festlegen. Diese umfassen Ziele für den Stadtrat, ebenso wie Ziele für die gesamte Stadt. Wir geben 
hier einen kurzen chronologischen Überblick. 

2021 – Netto-Null-Ziel der Stadtverwaltung 
Für die Stadtverwaltung Zürich gilt seit 2021 das „Netto-Null“-Ziel bis 2035 (Interview Zürich). Das 
heißt, Liegenschaften der Stadtverwaltung sollen bis 2035 nicht mehr Treibhausgase ausstoßen als 
sie aufnehmen (oder ausgleichen) können. Damit sollen auch die Gebäude der Stadtverwaltung mit 
erneuerbarer Wärme statt Gas geheizt werden, was einen erheblichen Umbau und zusätzliche 
Flächen für erneuerbare Wärmeanlagen erfordert (Knüsel et al., 2023, S. 25). 

2021 – Gasstrategie 
Die zentrale Planungsgrundlage der Gasnetzstilllegung in der Stadt Zürich bildet die 2021 
verabschiedete Gasstrategie. Sie bezieht sich auf die gesamte Stadt und formuliert drei Hauptziele: 
die Senkung des Gasverbrauchs, den vollständigen Ausstieg aus fossilem Gas bis spätestens 2040 
sowie die Reduktion des Gasverteilnetzes in den Bereichen Gebäude, Mobilität und industrielle 
Prozesse (Stadt Zürich, 2021, S. 5; 7). Biogas und erneuerbares synthetisches Gas sollen nur dort 
eingesetzt werden, wo andere erneuerbare Alternativen technisch nicht einsetzbar oder 
wirtschaftlich nicht zumutbar sind. Es sollen außerdem keine neuen Gasanschlüsse für Kochen oder 
Heizung und Warmwasser erfolgen. Bestehende Netze sollen nur so lange in Betrieb bleiben, wie es 
wirtschaftlich und klimapolitisch sinnvoll ist (ebd., S. 9). Dabei werden auch Fristen für die 
Bekanntmachungen von Stilllegungen formuliert: diese liegen bei mindestens 15 Jahren, kann aber 
auch mindestens fünf Jahre verringert werden, wenn im betreffenden Gebiet ein thermisches Netz 
besteht (ebd., 10). Die Gaststrategie gilt dabei als „verbindliche Leitlinie“ (ebd., 15) für die 
Gliederungen des Stadtrates und die städtischen Energieunternehmen. Für private Versorger wie die 
Energie 360° wurde im Jahr 2023 die Wärmeversorgungsverordnung erlassen. 

2021/2022 – Revision des kantonalen Energiegesetzes (Heizungsersatz) 
Das Energiegesetz des Kantons Zürich ist das zentrale Gesetz zur Regelung der Energieversorgung 
und des Energieverbrauchs, insbesondere im Gebäudebereich. Es legt verbindliche Vorgaben zu 
Energieeffizienz, erneuerbaren Energien und zum Einsatz fossiler Energieträger fest. Mit der Revision 
des Energiegesetzes, die von der Bevölkerung im November 2021 angenommen wurde und im 
September 2022 in Kraft trat, wurde ein verbindlicher ordnungsrechtlicher Rahmen für den Ersatz 
fossiler Heizsysteme durch erneuerbare bzw. fossilfreie Heizungen geschaffen. Seither ist beim 
Ersatz bestehender Heizungen grundsätzlich auf erneuerbare Energieträger umzustellen (§11 
Energiegesetz Zürich). Öl- und Gasheizungen sind nur noch in technisch oder wirtschaftlich 
begründeten Ausnahmefällen zulässig (Stadt Zürich, 2025a). Eine Auswertung der Stadt Zürich 
spricht von einer großen Wirkung der Gesetzesrevision (ebd.). 

https://www.stadt-zuerich.ch/content/dam/web/de/umwelt-energie/energie/planung-strategien/dokumente/gas/gasstrategie-stadt-zuerich.pdf
https://www.notes.zh.ch/appl/zhlex_r.nsf/WebView/52C0F42987AC41E1C1258CB40025CB78/$File/730.1_19.6.83_129.pdf
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2022 – Volksentscheid zur Klimaneutralität 
Die Gasnetzstilllegung erfolgt vor dem Hintergrund einer Volksabstimmung zur Klimaneutralität in 
der Stadt im Jahr 2022, in der 75% der Bevölkerung Zürichs dafür stimmten, dass die Stadt ihre 
Treibhausgasemissionen bis spätestens 2040 auf „netto null“ reduziert (Interview Zürich; Bessenich 
et al., 2023, S. 7). Vor der Abstimmung wurde klar kommuniziert, dass dieses Ziel nur durch eine 
Gasnetzstilllegung zu erreichen ist (Interview Zürich). Die Volksabstimmung war rechtlich verbindlich 
und legte die rechtliche Grundlage für die Umsetzung der bestehenden Gasstrategie. Als 
kommunales Verfassungsrecht bindet dieses Ziel alle städtischen Behörden und macht die 
Stadtverwaltung selbst zum zentralen politischen Akteur dieser Transformation. 

2023 – Wärmeversorgungsordnung 
Für die Stadt Zürich wurde 2023 die Wärmeversorgungsverordnung (WVV) erlassen, welche die Ziele 
der Gasstrategie rechtlich für die Gesamtstadt festgelegt. Art. 19 S. 2 verleiht der Gemeinde die 
Kompetenz, im Rahmen der kommunalen Energieplanung festzulegen, „welche Gebiete zur 
Versorgung mit Gas vorgesehen sind und in welchen Gebieten und zu welchem Zeitpunkt das 
Gasverteilnetz ganz oder teilweise stillgelegt wird“. Die Stilllegung soll möglichst bis zum Zieljahr 
2040 stattfinden (ebd.). Die WVV dient unter anderem der Umsetzung der Gasstrategie und trat 
gemeinsam mit ihren Ausführungsbestimmungen am 01. Juli 2023 in Kraft (Stadt Zürich, 2023). Sie 
legt in Art. 16 WVV fest, dass in Gebäuden der Stadt Zürich für Heizung und Warmwasser ab 2035 
kein fossiles Gas mehr verwendet werden darf und in Privatgebäuden ab 2040. Ausnahmen gelten 
für industrielle Hochtemperaturprozesse (Stadt Zürich, 2021, S. 9).  

2025 – Energieplanungsbericht und aktuelle Lage 
Die Energieplanung im Kanton Zürich ist vergleichbar mit der kommunalen Wärmeplanung in 
Deutschland (Interview Zürich). Sie bildet einen behördenverbindlichen Rechtrahmen für die Stadt 
Zürich (ebd.): sie kann private Eigentümer nicht verpflichten, zeigt aber bevorzugte Lösungen für 
Quartiere (auf Ebene der Grundstücksparzellen) und kann die Grundlage für einen Anschlusszwang 
oder Netzstillegungen sein (Stadt Zürich, 2025b). Der aktuelle Energieplanungsbericht vom Oktober 
2025 übersetzt die Ziele der Gasstrategie in eine räumliche Planung (Stadt Zürich 2025b, S. 19ff.). 
Hier werden verschiedene Netzversorgungs- und Eignungsgebiete für die Wärme- und 
Kälteversorgung ausgewiesen und Gebiete für Gasnetzstilllegungen bis 2031, 2034 und 2036 
festgelegt. Außerdem werden Prüfgebiete für die Stilllegung und Zonen definiert, in denen kein 
weiterer Anschluss an das Gasnetz erfolgen kann (ebd., Anhang C). Momentan betrifft dies Gebiete, 
in denen Fernwärme vorhanden ist oder ausgebaut wird (Interview Zürich). In Zürich Nord erfolgten 
bereits vor der Planlegung erste Stilllegungen, die von der Netzbetreiberin aus wirtschaftlichen 
Gründen initiiert wurden (Interview Zürich). Die Kommunikation für die Stilllegung des Gasnetzes in 
den Fernwärmegebieten Zürichs wird sowohl von der Stadt als auch vom Gasversorger übernommen 
(Energie 360 Grad AG, 2025; Stadt Zürich, 2025a). Dies verweist auf das Zusammenspiel der 
verschiedenen Akteure bei der Planung und Kommunikation Gasnetzstilllegungen. 

Beteiligte Akteure und ihre Rollen im Prozess der Gasnetzstilllegung 
Der Prozess des Gasausstiegs in Zürich ist durch das Zusammenspiel verschiedener Akteure geprägt, 
die unterschiedliche Rollen in Planung, Umsetzung und Legitimation übernehmen. Den politischen 
Gliederungen der Stadt kommt eine zentrale Rolle zu. Verschiedene Dienstabteilungen des Stadtrats 
steuern die Umsetzung über die Gasstrategie. Die Energiebeauftragten übernehmen dabei die 
Schlüsselrolle durch die Koordination der Energieplanung und bei Gasnetzstilllegungen (ebd.). Über 
die Umweltdelegation besteht ein Austauschsforum zwischen den politischen 
Entscheidungsträger:innen im Gemeinderat und der Verwaltung (Interview Zürich). Die 
Energieberatung der Stadt Zürich ist die erste Kontaktstelle für die Bevölkerung. 

 

https://www.stadt-zuerich.ch/dam/web/de/politik-verwaltung/politik-recht/amtliche-sammlung/734/100/734.100%20W%C3%A4rmeversorgungsverordnung%20(WVV)%202022_V1.pdf
https://www.stadt-zuerich.ch/de/aktuell/publikationen/2025/energieplanungsbericht.html
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Der Gasversorger Energie 360° AG ist für die Umsetzung des Gasausstiegs in Zürich zentral. Das 
Unternehmen befindet sich mehrheitlich im Eigentum der Stadt Zürich (Anteil von 96%), sodass seine 
Ziele und seine Preispolitik durch den Stadtrat beeinflusst werden können (Stadt Zürich, 2021, S. 12). 
Ein Zielkonflikt könnte darin bestehen, dass das Unternehmen einerseits an die Klimaziele der Stadt 
gebunden ist und „bis 2040 hundertprozentig auf erneuerbare Energien umsteigen“ (ebd., S. 4) will, 
andererseits weiterhin mit Gaslieferungen Geld verdient (ebd.: 5). Gemildert wird dies durch seine 
Rolle beim Ausbau thermischer Netze in anderen Gemeinden der Schweiz. In Zürich selbst betreibt 
das Elektrizitätswerk der Stadt (EWZ) einen Großteil der Wärmenetze und primärer Ansprechpartner 
der Stadt für die Fernwärme (Interview Zürich).  

Die Zivilgesellschaft zeigt bislang wenig Widerstand gegenüber den Gasstilllegungsplänen; 
stattdessen überwiegen praktische Nachfragen zur Fernwärme als Alternative (ebd.). Organisierte 
Interessenvertretungen wie der Hauseigentümerverband, Quartiersvereine oder Casafair, einem 
ökologisch orientierten Schweizer Verband von Hauseigentümer:innen, würden in die Prozesse 
systematisch einbezogen und Menschen, „die erst vor kurzem eine Gasheizung installiert haben", 
gezielt berücksichtigt (ebd.). Mit dem größeren Hauseigentümerverband Zürich konnte ein 
Kompromiss in Bezug auf eine vorrübergehende Nutzung von Gasheizungen erreicht werden, wenn 
eine Anlage ausfällt und die Eigentümer bis Ende 2024 zur ökologischen Modernisierung der 
Heizungsversorgung verpflichteten (Hauseigentümerverband Zürich 2023). 

Umsetzung: Lösungsansätze 
Die Erfolgsstrategien Zürichs lassen sich den gleichen Kategorien wie in Mannheim zuordnen. Ein 
zentraler Unterschied zu deutschen Kommunen liegt im rechtlichen Rahmen: Während die bislang 
bestehende rechtliche Offenheit in Mannheim große Unsicherheit verursachte, stellt die rechtliche 
Absicherung des Gasausstiegs in Zürich einen wichtigen Erfolgsfaktor dar.   

Rechtlicher Rahmen 
Das Energiegesetz, die Verpflichtung zur Energieplanung des Kantons und die Wärmeversorgungs-
ordnung der Stadt bilden laut unserer Interviewpartnerin gemeinsam eine stabile Rechtsgrundlage, 
die für weitere Maßnahmen bedeutend ist (Interview Zürich). Dies unterstreicht die zentrale Rolle 
der kantonalen Rahmengesetzgebung, die den Handlungsspielraum der Stadt erheblich erweitert. 
Die Definition von Wärmeversorgungs- und Gasstilllegungsgebieten im Energieplan sorgt für eine 
klare räumliche Kulisse. 

Zusammenarbeit von Stadtverwaltung, -politik und Gasversorger 
Die Entwicklung des klaren Rechtsrahmens legte die Grundlage für eine enge, koordinierte 
Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Verwaltungsabteilungen, dem städtischen 
Gasversorger und politischen Entscheidungsträger:innen. Im Zuge der Strategieentwicklung sowie 
der Gesetzgebungs- und Abstimmungsverfahren wurden viele grundlegende Diskussionen bereits 
geführt und die Verpflichtung aller Akteure zum den übergeordneten Ziel bereits verhandelt (ebd.). 
Es sei eine „gemeinsame Überzeugung“ entstanden, welche die Zusammenarbeit innerhalb der 
Verwaltung trage (ebd.). 

Fachabteilungen zu den Themen Immobilien, Umweltschutz und Energie arbeiten in Arbeitsgruppen 
und übergeordneten Umweltgremien regelmäßig zusammen, um die Umsetzung der Ziele 
abzustimmen und Interessenkonflikte frühzeitig zu erkennen (ebd.). Konflikte, etwa zwischen 
Fernwärmeausbau und Oberflächengestaltungen (Radwege, Begrünungen, Entsiegelung, etc.) 
werden innerhalb der Gremien diskutiert. Sollten sie zu keiner Lösung führen, würde der 
Gemeinderat eine politische Entscheidung treffen. Dies sei bisher jedoch nicht vorgekommen (ebd.). 
Durch diese klare Struktur, regelmäßige Abstimmungen und die Bereitschaft zu Kompromissen 
können alle Akteure trotz verschiedener Interessen effektiv zusammenarbeiten und die Projekte 
zielgerichtet umsetzen. 
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Strategische Planung 
Ein wesentlicher Erfolgsfaktor der Gasstrategie Zürichs ist das strategische und planvolle Vorgehen. 
Die Stadt hat frühzeitig die organisatorischen Rahmenbedingungen gesetzt, um den Ausbau 
thermischer Netze und den sukzessiven Ausstieg aus fossilem Gas zu steuern (Interview Zürich). 
Zielsetzungen wie das Netto-Null-Ziel der Stadtverwaltung bis 2035 und das Ziel des vollständigen 
Verzichts auf Erdgas ab 2040 geben eine klare Orientierung. Durch rechtzeitige Planung, die 
Verzahnung der Gasstrategie mit dem Energieplan und weiteren Verordnungen, sowie die 
Beobachtung weiterer Gesetzgebungsverfahren werde gewährleistet, dass Stilllegungen effizient, 
nachvollziehbar und mit tragbarem Aufwand für die Betroffenen umgesetzt werden. Damit schaffe 
die Stadt sowohl Sicherheit für Investitionen als auch eine transparente Grundlage für die Umsetzung 
der Klimaziele (ebd.). 

Kombination mit Fernwärmeausbau 
Die Kombination von Gasnetzstillegung mit Fernwärmeausbau ist die grundlegende Strategie 
Zürichs. Bisher wurden Stilllegungen laut Energieplan nur in Gebieten angekündigt, in denen die 
Fernwärme als Alternative zur Verfügung steht. Laut Art. 19 Abs. 3 WVV berücksichtigt der Stadtrat 
bei seinem Entscheid über die Stilllegung unter anderem die aktuelle oder künftige 
Anschlussmöglichkeit an ein bestehendes oder geplantes thermisches Netz. Ein Ziel liege darin, um 
Doppelstrukturen zu vermeiden und die Fernwärme rentabel betreiben zu können (Interview 
Zürich). Gleichzeitig erfolgt der Fernwärmeausbau hauptsächlich dort, „wo es keine Alternativen 
gibt. Wo wir keine Erdsonden bauen können, weil wir Grundwasservorkommen haben oder weil 
Luftwasserwärmepumpe aus Lärmschutzgründen nicht realisiert werden können“ (ebd.).   

Kommunikationsstrategie 
Die Kommunikation der Stadt Zürich verweist regelmäßig auf die Klimaneutralitätsziele, denen die 
Bevölkerung mit der Volksabstimmung zugestimmt hat. Die Kommunikationsstrategie basiert auf 
klaren Prinzipien: Indem auch sie frühzeitig, nachvollziehbar und transparent sei, soll sie die Ziele der 
Gasstrategie deutlich machen und Planungssicherheit für die betroffenen Eigentümer:innen 
schaffen (Interview Zürich). Frühzeitige Information sei für Hauseigentümer:innen zentral, damit 
diese Zeit haben, Investitionen in Heiztechnologien zu planen (ebd.). Die Stadt begründe 
Maßnahmen verständlich, was es für Betroffene nachvollziehbar mache, warum ein Gasnetz 
stillgelegt wird, und welche Alternativen bestehen (ebd.). Einheitlichkeit und Kontinuität in der 
Kommunikation trügen dazu bei, dass die Botschaften konsistent vermittelt würden (ebd.). Die 
Prinzipien der Transparenz und der Frühzeitigkeit werden durch die Gasstrategie und den 
Energieplan unterstützt, wo festgelegt ist, dass gebietsweise Stilllegungen in der Regel mindestens 
10 Jahre im Voraus angekündigt (bei vorhandenem Fernwärmenetz mindestens 5 Jahre), die 
Strategie öffentlich zugänglich und relevante Akteursgruppen in geeigneter Form informiert werden 
sollen (Stadt Zürich, 2021, S. 10; 16; Interview Zürich). Entsprechend fasst unsere Ansprechpartnerin 
zusammen: 

„Wir [haben] wirklich ein Paket geschnürt, welches nachholziehbar ist." (Interview Zürich) 

Auf diesen Prinzipien aufbauend nutzt die Stadt Zürich eine Vielzahl von Kommunikationsformaten. 
In individuellen Briefen an betroffene Hauseigentümer:innen wurde über die Festlegung der 
Gasnetzstilllegung und die Möglichkeit zum Fernwärmeanschluss informiert (Interview Zürich). 
Regelmäßige Erinnerungsschreiben sorgten dafür, dass die Informationen über lange Zeit präsent 
bleiben. Durch konkrete Nachfragen wie „‘Habt ihr gedacht, auch die Kochherde zu ersetzen? Habt 
ihr schon Kontakt aufgenommen mit einem Planer, eine Erdsonde bauen möchtet?‘“ (ebd.) werden 
den betroffenen Haushalten konkrete Handlungsmöglichkeiten aufgezeigt. Flankiert werden diese 
direkten Anschreiben durch Informationen zu Zeitplänen für den Fernwärmeausbau und die 
Gasstilllegung auf der städtischen Webseite sowie einer telefonischen Gratis-Energieberatung 
(ebd.). Quartiersveranstaltungen mit Infotischen bieten Gelegenheit für Rückfragen an 
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Politiker:innen, Fachexpert:innen und Energieberater:innen (ebd.). Schließlich gibt es Fälle, bei 
denen durch kostenlose persönliche Besuche individuell auf Personen zugegangen wird. Dies betraf 
in Zürich Nord etwa einzelne, überforderte Eigentümer:innen: Da „gab es immer noch einzelne 
Gebäude, die […] Gas bezogen haben. Und da musste man wirklich vorbeigehen, persönlich schauen: 
was ist dort die Situation?“ (ebd.). Daher ist eine wichtige Strategie, die Prozesse genau 
mitzuverfolgen und im Zweifel „dann auch die Leute persönlich zu kontaktieren“ (ebd.).  

Verantwortlich für die Ansprache zu Gasnetzstillegungen sind unterschiedliche Akteure: In Gebieten, 
in denen die Stilllegung aus wirtschaftlichen Gründen vom Gasversorger initiiert wird, übernimmt 
dieser die Kommunikation. Dort wo die Stadt die Stilllegung beschließt, wird eine Energieberatung 
eingerichtet. Zusätzlich berät das EWZ über den Ausbau der thermischen Netze. Tabelle 2 fasst die 
Elemente der Züricher Kommunikationsstrategie zusammen. 

 

Kategorie Formate/ Instrumente Akteure Zielgruppe 

Zielsetzung Gasstrategie mit Netto-
Null-Ziel 

Stadtrat, 
Verwaltung 

Bürger:innen/ 
Haushalte 

Planungssicherheit Energieplanung, 
Ankündigungspflicht 10 
Jahre zuvor (in Gebieten 
mit thermischen Netzen 
mindestens 5 Jahre), 
persönliche Anschreiben  

Stadtrat, 
Energieberatung 

Eigentümer:innen, 
Planende 

Bürgerbeteiligung Einbindung von 
Verbänden und 
Quartieren, Infoabende 
mit Stadtrat und 
Expert:innen 

Stadtrat, 
Energieberatung 

Eigentümer:innen, 
Quartiersbewohner: 
innen, Verbände 

Digitale 
Information 

Info-Webseite mit 
Zeitplan zu Netzausbau 
und Gasstilllegungen 

Verwaltung Bürger:innen/ 
Haushalte 

Beratung/ 
Unterstützung 

Kostenlose Energie-
beratung, individuelle 
Begleitung, Reminder-
Briefe 

Energieberatung, 
Energie 360° AG, 
EWZ 

Eigentümer:innen, 
v.a. mit Unter-
stützungsbedarf 

Tabelle 2: Kommunikationsstrategien von Stadt Zürich. Quelle: Eigene Darstellung basierend auf 
Interview Zürich. 

 

Insgesamt zeigt sich in Zürich, dass Transparenz, Konsistenz und das kontinuierliche Erklären der 
Hintergründe wesentliche Erfolgsfaktoren sind. Die weitgehend ausbleibenden Proteste gegen neue 
Stilllegungsankündigungen und die angesprochene, eindeutige Volksabstimmung deuteten darauf 
hin, dass die Kommunikation als glaubwürdig und nachvollziehbar wahrgenommen wird (Interview 
Zürich). 
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Kosten und Sozialverträglichkeit 
Ein weiterer Erfolgsfaktor in Zürich ist die frühzeitige Sicherstellung der Finanzierung des Ausbaus 
der thermischen Netze bei gleichzeitiger Berücksichtigung der finanziellen Folgen für die 
Hauseigentümerschaften. Rahmenkredite ermöglichen den Ausbau thermischer Netze, während 
Entschädigungen Eigentümer:innen zugutekommen, die ihre kürzlich installierten Gasheizungen 
vorzeitig ersetzen müssen (Interview Zürich). Transparente Informationen über Ausbau- und 
Stilllegungsgebiete sowie eine frühzeitige Einbindung der Betroffenen stellen sicher, dass sie ihre 
Investitionen planen und den Übergang nachvollziehen können (ebd.). Die Maßnahmen stießen auf 
breite Akzeptanz; Anfragen der Bürger:innen betreffen meist praktische Aspekte (ebd.). Kurz vor der 
Stilllegung können jedoch noch einzelne Bürger:innen Schwierigkeiten mit den Heiztechnologien 
oder den Investitionen haben. Ein zentraler Bestandteil einer erfolgreichen Umsetzung der 
Gasnetzstilllegungen besteht in der gezielten Unterstützung dieser Hauseigentümer:innen. Dies 
zeigte sich in Zürich Nord, wo auch für die letzten verbleibenden Gasbezieher:innen durch direkte 
Ansprache und individuelle Lösungen praktikable Wege gefunden worden seien (ebd.).  

 

3. Ergänzungen aus weiteren Interviews 
Weitere Interviews im Projektverbund liefern zusätzliche Hinweise für die Planung und 
Kommunikation im Zuge einer möglichen Stilllegung lokaler Gasnetze. So wird betont, dass 
kommunale und zivilgesellschaftliche Akteure frühzeitig auf die Umsetzung neuer gesetzlicher 
Vorgaben vorbereitet werden sollten, um unmittelbar nach Inkrafttreten handlungsfähig zu sein. 
Zivilgesellschaftliche Organisationen können durch gezielte Aufklärungsarbeit und das frühzeitige 
„Reinlobbyieren“ Einfluss auf kommunale Entscheidungsprozesse ausüben (Interview 
zivilgesellschaftliche Wärmewende-Expert:in). Es wird empfohlen, dass sich zukünftige Investitionen 
lokaler Energieversorger in sogenannten „Gewinnzonen“ wie (Fern-)Wärmenetzen und Stromnetzen 
konzentrieren sollten, während das Gasgeschäft zunehmend an Bedeutung verliere (ebd.). 
Aufklärung über die drohende „Gaskostenfalle“ für Haushalte kann dabei helfen, den Diskurs um den 
Heizungstausch konstruktiver zu gestalten (ebd.). Als Übergangsmodelle werden unter anderem 
Mietkaufoptionen für Wärmepumpen, die mit einer automatischen Eigentumsübertragung nach 
Ratenzahlung einhergehen, oder zeitlich begrenzte Mischprodukte auf Biomethanbasis diskutiert 
(Interview Stadt HE-A; <100kE). 

Grundsätzlich betonen mehrere Interviewte, dass ambitionierte Klimaziele auch eine höhere 
gesellschaftliche und kommunalpolitische Toleranz für Einschränkungen erfordern – etwa in Form 
von mehr Baustellen, parallelen Projekten und Investitionen, um die Wärmewende praktisch 
umzusetzen (ebd.). Diskutiert wird zudem eine Belohnung für Gasnetzbetreiber, die frühzeitig 
aussteigen, sowie eine mögliche Pflicht zum sozialverträglichen und kosteneffizienten Ausstieg aus 
der Gasversorgung (Interview zivilgesellschaftliche Wärmewende-Expert:in). 

Auch für die Beschäftigten in der Energieversorgung werden neue Modelle diskutiert: sogenannte 
hybride Arbeitsplätze könnten Gasnetzmitarbeitenden über Weiterbildungsangebote den Übergang 
zu Wärmenetz- oder Stromnetzbetreibern erleichtern und damit soziale Sicherheit in der 
Transformationsphase schaffen (Interview zivilgesellschaftliche Wärmewende-Expert:in). Hybride 
Arbeitsplätze verbinden mehrere Tätigkeitsfelder, in diesem Fall teilweise die weitere Arbeit im 
Kontext von Gasnetzen und an anderen Tagen die schrittweise Übernahme von Tätigkeiten im 
Wärme- oder Stromnetzbereich. Durch die Kombination mit Weiterbildungsprogramme kann ein 
schrittweiser Übergang durch den Erwerb neuer Fähigkeiten erfolgen. Solche Modelle werden 
insbesondere dort als praktikabel angesehen, wo Strom- und Gasnetzbetreiber – wie etwa in 
Hamburg – innerhalb eines Unternehmens integriert sind und somit Synergien genutzt werden 
können. 
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Ein weiterer Vorschlag ist die Einrichtung einer „Akademie“ für Handwerker:innen, die eine zentrale 
Rolle im Transformationsprozess spielen. Sie richtet sich als lokales oder regionales 
Weiterbildungsangebot an Berufsgruppen wie Schornsteinfeger:innen, Heizungsinstallateur:innen 
und Energieberater:innen, die als wichtige Multiplikatoren gegenüber Gebäudeeigentümer:innen 
fungieren und damit maßgeblich beeinflussen, welche Technologien in der Praxis umgesetzt werden. 
Zugleich wird kritisch angemerkt, dass die Aus- und Weiterbildung dieser Berufsgruppen bislang nur 
unzureichend auf den Gasausstieg und erneuerbare Heiztechnologien vorbereitet und hier ein 
zentraler Hebel im Umsetzungsprozess liegt (Interview zivilgesellschaftliche Wärmewende-
Expert:in). 

 

4. Zusammenfassung 
Die Handlungsempfehlungen aus der Literatur werden auch in den geführten Interviews thematisiert 
und konnten durch deren Analyse vertieft werden. Die Ergebnisse aus Mannheim und Zürich 
stimmen bezüglich der Strategien dabei stark überein. Lediglich in Bezug auf den politisch-
rechtlichen Rahmen lassen sich Unterschiede feststellen.  

Rechtliche Rahmenbedingungen 
Literatur, Äußerungen von den Praxispartner:innen und die geführten Interviews betonen 
übereinstimmend, dass die Stilllegung von Gasnetzen einen rechtssicheren Handlungsrahmen für 
lokale Akteure voraussetzt. Das Züricher Modell basiert auf einer schrittweise entwickelten und 
abgesicherten Rechtsgrundlage von einer Gasstrategie über einen Klimaentschied und eine 
Wärmeverordnung hin zu Gebietsausweisungen im Energieplan. Dieses Vorgehen lässt sich aufgrund 
des unterschiedlichen Rechtsrahmens nicht einfach auf deutsche Kommunen übertragen, aber in 
Bezug auf die Durchführung der Stilllegung, inklusive der kommenden verpflichtenden 
Netzentwicklungsplanung und die Verzahnung mit dem Fernwärmeausbau können deutsche 
Gasnetzbetreiber Zürich als Vorbild nutzen. 

Im Vergleich dazu werden die Rahmenbedingungen für mögliche Gasnetzstilllegungen in 
Deutschland aktuell noch ausgehandelt. Zentral ist hierfür die laufende Novellierung des EnWG zur 
Umsetzung des europäischen Rechtsrahmen des so genannten Gaspakets in nationales Recht 
übertragen werden. Für deutsche Kommunen gilt es daher abzuwarten, in welchem Umfang 
Gasnetzbetreiber unter dem neuen EnWG in der Lage sein werden, die Gasnetze stillzulegen und 
welche Fristen und Voraussetzungen dafür zu beachten sind. Es ist auch abzuwarten, ob diese 
Entscheidungen aus politischen Gründen verhindert werden können. 

Für diese aktuellen Diskussionen sind – auch vor dem Hintergrund der Züricher und Mannheimer 
Erfahrungen – folgende Aspekte relevant: Die Stilllegung von Gasnetzgebieten soll laut EnWG-E von 
Netzbetreibern entsprechend der Netzentwicklungspläne entschieden und kommuniziert werden. 
Für die Praxis erscheint hier eine Zusammenarbeit mit der Kommune ebenso geboten wie eine 
Verzahnung mit der Planung für Wärmenetzausbaugebiete nach Wärmeplan. Zudem erscheint der 
Zeitrahmen für die Kommunikation wichtig. Während eine frühzeitige Kommunikation von 
Stilllegungsplänen hervorzuheben ist, birgt die im EnWG-E vorgesehene Vorlaufzeit die Gefahr, die 
vielfach geforderte rasche Umsetzung des Gasausstiegs zu verlangsamen. 

Zusammenarbeit von Stadtverwaltung und Gasnetzbetreiber  
Die Zusammenarbeit von Gasversorger, Stadtverwaltung und -politik wird in der Forschungsliteratur 
bislang noch nicht diskutiert, wurde aber in unseren Interviews als wesentlicher Faktor für eine 
erfolgreiche Planung und Kommunikation von Gasnetzstilllegungen betont. Eine enge Abstimmung 
sei demnach wichtig, die durch ein gemeinsam festgelegtes, übergeordnetes Ziel getragen werden 
kann. 
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In Zürich bildete die Volksabstimmung 2022 zum Netto-Null-Ziel der Klimaneutralität die Grundlage 
hierfür; die Stadtverwaltung hatte zuvor bereits eine ambitionierte Gasstrategie entwickelt. 
Aufbauend auf dem gemeinsamen Ziel wurden regelmäßige Austauschformate auf verschiedenen 
Ebenen etabliert. In Zürich sind dies regelmäßige, themenspezifische Arbeitsgruppen und 
übergeordnete Umweltgremien, die Verwaltung und Politik auf städtischer Ebene 
zusammenbringen. 

In Mannheim finden monatliche Spitzengespräche, eine Lenkungsrunde, ein regelmäßiger Jour fixe 
auf operativer Ebene, interne Abstimmungen, Workshops mit der Vertreter:innen der 
Kommunalpolitik und die gemeinsame Organisation von Bürgerveranstaltungen statt. Bedeutend für 
das Gelingen ist, den Interviewergebnissen nach, potentielle Konflikte innerhalb der 
Stadtverwaltungen und mit Gasversorgern und Netzbetreibern frühzeitig zu erkennen und 
auszuhandeln. Weitere Informationen zu Formaten und zur Institutionalisierung dieser 
Zusammenarbeit finden sich im „Leitfaden zur Umsetzung der kommunalen Wärmeplanung für 
Kommunen“ der Stiftung Umweltenergierecht (Antoni et al., 2025). 

Kombination mit Wärmenetzausbau und strategische Planung 
Sowohl in Zürich als auch in Mannheim werden Planungen zur Stilllegung von Gasnetzen in 
Abstimmung mit dem Ausbau von Fernwärmenetzen entwickelt. Dies helfe, einen effizienten 
Übergang weg von der gasbasierten Wärmeversorgung zu ermöglichen und teure Doppelstrukturen 
zu vermeiden. Das Zusammenlegen von Gasnetzstilllegungen mit dem Ausbau von Alternativen 
erfordert langfristige Planungen. Dabei sollten auch kommunale Infrastrukturmaßnahmen wie 
Sanierungen oder Glasfasernetze einbezogen werden. 

Bei der Planung ihrer Strategie sollten Kommunen wirtschaftliche und politische Entwicklungen und 
damit einhergehende Fragen antizipieren: Welche Netzabschnitte werden zuerst unwirtschaftlich? 
Wer ist davon besonders betroffen? Wo gibt es bereits eine hohe Akzeptanz für alternative 
Wärmelösungen? Dies bildet eine gute Grundlage für einen effizienten, wirtschaftlichen und 
sinnvollen Umstieg. 

Frühzeitige und klare Kommunikation 
Insbesondere in Hinblick auf eine geeignete Kommunikationsstrategie können sich Kommunen von 
den Fallstudien Mannheim und Zürich inspirieren lassen. Wichtige Zielgruppen sind betroffene 
Bürger:innen, aber auch Organisationen der Zivilgesellschaft und technische Multiplikator:innen wir 
das Handwerk. Doch auch innerhalb der Dienstabteilungen einer Kommune, zu politischen 
Entscheidungsträger:innen sowie zu Gasversorgern und Wärmenetzbetreibern sollte bewusst 
kommuniziert werden. Während in Zürich bereits die Umsetzung des Gasausstiegs kommuniziert 
wird, zeigt die Fallstudie in Mannheim, wie die Kommunikation trotz zum Zeitpunkt fehlender 
Rechtsgrundlage für den Gasausstieg über den aktuellen Gaslieferanten stattfinden kann.  

Beide Städte nutzen eine Vielzahl an Formaten zur zielgruppenspezifischen Ansprache. Auch ihre 
Kommunikationsprinzipien decken sich. Sie setzen auf eine einheitliche, frühzeitige, 
nachvollziehbare, transparente und ehrliche Kommunikation mit der Öffentlichkeit. Zusätzlich dazu 
zeigen sich Ansätze, wie und wann die Zivilgesellschaft sinnvoll einbezogen werden kann und welche 
Bevölkerungsgruppen als besonders vulnerabel gelten.  

Kosten und Sozialverträglichkeit 
Die Kosten für die Hausanschlussstilllegungen und den Aufbau einer nichtfossilen Wärmeversorgung 
werden in Mannheim und Zürich durch das Zusammenlegen von Stilllegungen mit dem 
Fernwärmeausbau und anderen Infrastrukturmaßnahmen und durch das frühzeitige Prognostizieren 
marktwirtschaftlicher Entwicklungen reduziert. In Zürich erfolgt die Finanzierung der verbleibenden 
Kosten durch Rahmenkredite und Entschädigungen aus dem Haushalt, während Mannheim auf 

https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-content/uploads/2025/12/Stiftung_Umweltenergierecht_Leitfaden_Waermeplaene_fuer_Kommunen_2025-12-15.pdf
https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-content/uploads/2025/12/Stiftung_Umweltenergierecht_Leitfaden_Waermeplaene_fuer_Kommunen_2025-12-15.pdf
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Förderprogramme setzt. Einige gebäudespezifische Strukturen können den Umstieg teurer und 
komplizierter machen. Einzelne Personen können von der Situation finanziell oder mit Blick auf 
verschiedene technische Alternativen überfordert sein. Beide Situationen erfordern daher eine 
persönliche Kommunikation und individuelle Begleitung. 

IV. Fazit 
Diese Kurzstudie gibt einen Einblick in planerische und kommunikative Herausforderungen im 
Kontext der zukünftigen Stilllegung von Gasnetzen. In Deutschland besteht bislang noch Unsicherheit 
über die finale Ausgestaltung der Novelle des Energiewirtschaftsgesetzes. Mit steigenden CO2-
Preisen und einem wachsenden Anteil von Alternativen wird erwartet, dass eine gasbasierte 
Wärmeversorgung zunehmend unrentabel wird. Da die Kosten für die letzten verbleibenden 
Nutzer:innen noch höher ausfallen, stellen sich Fragen nach einer langfristigen Planung und nach 
einem fairen Lastenausgleich zwischen Gasversorgern, Endkund:innen und staatlichen Institutionen. 

Der Fokus dieser Kurzstudie liegt auf der Rolle von Kommunen bei der Planung und Kommunikation 
eines (zukünftigen) Gasausstiegs. Hierfür wurden internationale und deutsche Fachliteratur 
ausgewertet und zwei Fallstudien in Mannheim und Zürich aufgearbeitet. In Mannheim hat der 
bestehende Gasversorger MVV den Ausstieg aus der Gasversorgung bis 2035 angekündigt und damit 
einen lokale wie überregionale Debatte ausgelöst. In Zürich werden auf der Grundlage eines 
Volkentscheids zur Klimaneutralität, einer ambitionierten Gasstrategie und deren Übersetzung in die 
kommunale Energieplanung bereits Stilllegungen von Teilen des Gasnetzes durchgeführt. 

Im Vergleich der beiden Fallstudien sind fünf Dimensionen für eine sozial robuste Wärmeplanung 
von besonderer Bedeutung: 

• Rechtliche Rahmenbedingungen: durch die laufende Novellierung des 
Energiewirtschaftsgesetzes ist mit einer Reduktion der rechtlichen Unsicherheit für die 
Zukunft von Gasnetzen zu rechnen. Relevant wird wie das Instrument der 
Verteilernetzentwicklungspläne mit Verfahren der kommunalen Wärmeplanung verbunden 
werden. Für die Kommunikation zukünftiger Gasnetzstilllegungen sind zudem die 
vorgesehenen Ankündigungsfristen zentral. 

• Zusammenarbeit zwischen Kommune und Gasversorger: In beiden Fällen wurden über eine 
Abstimmung zwischen Kommune und Gasversorger berichtet. Eine Grundlage hierfür waren 
geteilte Zielvorstellungen zur Dekarbonisierung der Wärmeversorgung und politische 
Zielvorgaben zur Klimaneutralität. Mögliche Konflikte wurden intern und früh im Rahmen 
von Strategieprozessen besprochen. 

• Strategisches Vorgehen und Kombination mit Wärmenetzausbau: Wie in der Literatur 
empfohlen wird in Zürich die Stilllegung von Gasnetzen mit dem Ausbau von 
Fernwärmenetzen zusammengeführt. Hierdurch sollen Versorgungssicherheit hergestellt 
und Kosten reduziert werden. 

• Frühzeitige und klare Kommunikation: In beiden Städten wurde eine zielgruppenspezifische, 
transparente und frühzeitige Kommunikationsstrategie angewendet. Damit ist die 
Erwartung verbunden, durch Transparenz eine höhere Akzeptanz für Gasausstieg und 
Fernwärmeausbau zu erreichen. 

• Kosten und Sozialverträglichkeit: Durch den Aufbau neuer Wärmenetzinfrastrukturen, den 
Weiterbetrieb von einzelnen Gasnetz-Abschnitten die Unterstützung von Haushalten 
entstehen im Prozess der Gasnetzstilllegung hohe Kosten. Hierfür sind Förderprogramme, 
Rahmenkredite und Entschädigungen aus dem Haushalt mögliche Lösungsansätze. Eine 
zentrale offene Frage bleibt jedoch die gerechte Verteilung der Kosten. 
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Über W-rob  

W-rob ist ein transdisziplinäres Projekt von Universität Freiburg, Universität Marburg, und 
des Next Economy Lab (NELA) mit vielen Praxispartner:innen. Es adressiert besonders 
kritische Herausforderungen bei der Gestaltung der kommunalen Wärmeplanung und der 
Umsetzung der Wärmepläne. Im Zentrum steht die Frage, wie die Wärmeplanung „sozial 
robust“ gelingen kann. Dazu tragen eine transparente Prozessgestaltung, akzeptierte 
Ergebnisse und die Aktivierung von Akteuren bei. Mehr Informationen zum Projekt gibt es auf 
unserer Webseite.  

Die gesamte Reihe von Kurzstudien zu Herausforderungen und Lösungsansätzen bei 

der kommunalen Wärmewende aus der W-rob-Gruppe ist hier abrufbar. 

https://uni-freiburg.de/w-rob/
https://uni-freiburg.de/w-rob/#Ergebnisse

